
Revo vor Ort:  Schulblockade in
Berlin
von tacco Blumkohl, Oktober 2026, 3 Minuten Lesezeit

Schon  früh  am  Freitagmorgen  trafen  sich  einige  Schüler:innen  des
Andreasgymnasium mit Unterstützenden aus dem Ost-Schulstreikkomitee am
nahegelegenen  Straußberger  Platz.  Nach  einer  Besprechung  mit  einer
Einweisung durch die lokalen Schüler:innen und einer Zuteilung in Gruppen
stand der Plan, sowohl den Hintereingang als auch den Vordereingang zu
blockieren.

Vor Ort schafften wir es mit Bauzäunen, Mülltonnen, Ästen und anderem
Zeug die Tore der Schule zu versperren, sodass um 7:20 die Blockade stand
und sowohl ankommende SchülerInnen als auch Lehrkräfte nicht regulär in
die  Schule  konnten.  Kurze  Zeit  später  kamen  weitere  organisierte
Unterstützer:innen bei der Blockade an und brachten gute Stimmung mit.
Mit  Parolen  und  selbstbesprühten  Transpis  stand  die  Blockade  bei
Schulbeginn.  Als  die  Polizei  eintraf,  war  die  Blockade  schon  stabil  und
geschlossen.

Über  die  Zeit  schlossen  sich  immer  mehr  Schüler: innen  des
Andreasgymnasium  der  Blockadeaktion  an.  Auch  Schüler:innen  anderer
Schulen und verschiedene Beschäftigte kamen zur Unterstützung. Bei einem
Räumungsversuch  des  Hintereingangs  gingen  die  Polizisten  auf  die
Schüler:innen los. Trotz Schlägen, Schubsen und einer Festnahme ließen wir
uns nicht einschüchtern. Die Blockade blieb stehen.

Währenddessen waren viele Schüler:innen auf und neben dem Spielplatz auf
der Vorderseite versammelt. Aus Gesprächen mit Schüler:innen, selbst der
die nicht Teil der Blockade waren, wurde eine klare Positionierung gegen
Sozialkürzungen und Militarisierung ausgedrückt. Als deutlich wurde, dass
die Blockade weiterhin bestehen bleibt, wurden jüngere Schüler:innen in die
Turnhalle  gebracht,  aus  der  sie  nicht  wieder  rausdurften.  Bis  dann
entschieden  wurde  den  Unterricht  in  die  nahegelegene  Ellen-Key-Schule
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umzulegen.

Zur selben Zeit  verstärkte sich die Polizeipräsenz am Hintereingang und
sorgte durch aktives Nähern, Drohungen an den Versammlungsleiter und der
Versperrung  von  Fluchtwegen  durch  Bauzäunen  für  eine  angespannte
Stimmung. Die Polizei verstand einfach nicht, warum sich Leute vermummen,
während sie schützend dem mittlerweile auch anwesenden Nazi-Streamer die
Aufnahmen von den Schüler:innen ermöglichte. Nachdem nun klar war, dass
die Blockade erfolgreich den regulären Unterricht an diesem Tag verhindert
hatte, wurde eine Demonstration zum Ellen-Key-Schule spontan angemeldet,
sodass wir gesammelt und sicher vor weiteren Festnahmen und Gewalt der
Polizei  die  Blockade  auflösen  konnten.  Mittlerweile  waren  ungefähr  3
gerüstete  Polizisten  pro  Demoteilnehmer:innen  dort,  um  uns  zu  begleiten.

So endete die erfolgreiche Blockade des Andreasgymnasium und zeigt uns,
dass die Aktionsform nicht nur in Frankreich, sondern auch in Deutschland
möglich ist. Wir haben bewiesen wie viel Macht wir als Schüler:innen und
Jugendliche haben.

Dafür  reicht  es  nicht  nur  die  Energie  von  organisierten  Schüler:innen,
Jugendlichen und ihren Gruppen. Für die Ausweitung der Blocusbewegung
müssen wir Strukturen der Schüler:innen unter Selbstverwaltung schaffen in
den  wir  über  Positionen  streiten  können  und  dann  unser  Vorgehen
gemeinsam beschließen, um so unsere Handlungsfähigkeit zu stärken und
die breite Schüler:innenschaft zu politisieren! Im Alltag in der Schule durch
den Aufbau von Schulgruppen und Durchführung von Vollversammlungen
aber  auch  in  den  Blockaden,  z.B.  durch  Delegiertenversammlungen  der
Schüler:innenschaft oder Vollversammlungen im Anschluss wie in Hamburg –
welche auch eine Koordination für die weitere Aktionen wählen können.

Nun müssen wir also die Bewegung weiter ausbauen, lokale Schulgruppen
aufbauen und unsere Solidarität auch mit streikenden Arbeiter:innen wie mit
unseren Lehrkräften und Sozialarbeiter:innen einen Ausdruck verleihen, um
nach den Ferien als Blockade- und Streikbewegung erst richtig loszulegen.



Blocus  überall  schaffen!  4
Punkte für: wie weiter?
ein Aufruf von REVOLUTION, Oktober 2026, 2 Minuten Lesezeit

Gestern hat das französische Gymnasium in Berlin den Anfang gemacht die
Kämpfe  der  mutigen  Schüler:innen  in  Frankreich  auf  unsere  Schulen  in
Deutschland  auszuweiten.  Gestern  gab  es  das  erste  Blocus  in
Deutschland.Wir sagen: Es braucht Blocus an jeder Schule in Deutschland!
Praktische  Solidarität  mit  unseren  französischen  Geschwistern  heißt  mit
ihnen zu Kämpfen: gegen Aufrüstung, Genozid und kaputte Schulen. Gegen
rassistische  Spaltung  und  sexistische  Lehrkräfte.  Doch  wie  machen  wir
das?#

1.  Nutzen  wir  die  Strukturen  die  wir  im  letzten  Jahr  durch  unsere
Schulstreikbewegung  geschaffen  haben.  Alle  Schulstreikkomitees  sollten
Blocus an Schulen organisieren, lasst uns alle Schulen blockieren. Bringt in
eure lokalen Komitees diesen Vorschlag ein und macht Solidaritätsstaments
mit den existierenden Blocus!

2.  Haltet auf den Blocus große Versammlung aller Schüler:innen ab, auf
denen man abstimmt für: 1. Solidarität mit Schüler:innen in Frankreich 2.
Aufruft zum internationalen Jugendstreik am 20.11. und 3. die Lehrer:innen
aufruft die Blocus und Streiks zu unterstützen! Das kann man über Texte z.B.
auf Instagram oder als Video!

3. Bildet Komitees an den Schulen, sofern es noch keine gibt und erarbeitet
gemeinsam Forderungen für Verbesserungen an euerer Schule, einen Plan
Druck zu machen um diese umzusetzen und überlegt wie ihr so viele wir
möglich auf den Jugendstreik am 20.11. bringt!

4.  Vernetzt  euch  mit  anderen  Schulen  und  organisiert  demokratische
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Versammlungen  in  eurer  Stadt  von  allen  Schulen,  wo  weiter  Pläne
abgestimmt werden können! Die Streikkomitees können das unterstützen
und helfen zu verwirklichen!

Schreibt uns eine Nachricht um das gemeinsam umzusetzen und unsere Wut
über die Umstände an unsere Schulen und auf die Straßen tragen! Blocus an
allen Schulen und raus zum internationalen Schulstreik am 20.11.

Ohne Druck wird sich nichts verändern, Jugendstreik in allen Ländern!

Frankreichs  Jugend  im  Streik!
Kürzungspolitik,  Polizeigewalt
und rassistische Ausgrenzung
von Simon Says, Oktober 2026, 10 Minuten Lesedauer

„Jedes  Mal,  wenn  wir  versuchen,  unsere  Stimme  zu  erheben  oder  zu
demonstrieren, werden wir wie kleine Kinder behandelt. Aber wenn es darum
geht, die Bullen auf uns zu hetzen, behandeln sie uns wie Erwachsene.“ so
Miriam (16) Schülerin aus Montreuil.

Was am 24.10. mit der ersten Blockade am Lycée Saint-Exupéry in der Île-de-
France startete breitete sich zu Protesten und Streiks in über 600 Lycées
(Gymnasien) und über 30 Hochschulen aus! Die Jugend geht auf die Straße
gegen  ihre  kaputtgesparten  Schulen,  schlechte  Lernbedingungen,
Lehrkräftemangel, rassistische Ausgrenzung und Pläne der Regierung, alle in
eine noch beschissenere Lage zu kürzen!
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Die aktuelle Lage
„Man schießt der Jugend ein Auge aus, so wie sie es mit den Gelbwesten
getan  haben“Ryad  Rani,  Präsident  der  Schülergewerkschaft  Union
syndicale  lycéenn.

Mittlerweile  sollten  viele  davon  mitbekommen  haben,  die  Jugend  in
Frankreich kämpft für ihre Stimme, ihre Bildung und gegen „ihren“ Staat,
der  es  besonders  Armen  und  rassistisch  Unterdrückten  schwerer  und
schwerer macht. In weniger als 10 Tagen hat sie es geschafft, dass an rund
einem Viertel aller Lycées der Unterricht stillsteht und es werden täglich
mehr!  Und das  alles  ohne langwierige  Organisation im Voraus.  Was die
Proteste  trägt  ist  die  berechtigte  Wut  der  Schüler:innen.  Schon  bald
schlossen sich auch Student:innen ihnen an und taten es ihnen gleich an den
Unis. Auch Lehrer:innen unterstützen, viele protestieren mit und schützten
ihre Schüler:innen beispielsweise mit Menschenketten vor der Polizei!

Die Lage an den Schulen der sogenannten Banlieues (den armen Vororten
von Großstädten wie Paris) ist katastrophal. Die Schulgebäude sind marode
und  kaputtgespart,  Schimmel,  kaputte  Klos,  fehlende  Heizungen,
einstürzende  Fenster  und  Decken  und  alles  was  dazu  gehört  ist  hier
Normalität!  Die  Lehrkräfte  sind  massiv  unterbesetzt  und  unterbezahlt,
daraus  folgt  Überlastung  und  schlechterer  Unterricht.  Ein  großer
Ausgangspunkt war auch der immer weiter steigende schulische Druck und
gottlose Stundenpläne. Das Konzept des „8-18 Uhr Unterrichts“ und zu kurze
Pausen bringen alle an den Schulen immer weiter in die Überlastung! Hier
ist leider auch zu wenig Platz um sich ausreichend über das Auswahlsystem
nach  den  Gymnasien  aufzuregen,  welches  es  für  Arbeiter:innenkindern,
Armen und rassistisch Unterdrückte  besonders  schwer macht,  überhaupt
höhere Bildung zu erhalten.

Fakt ist jedenfalls, es läuft beschissen für die Schüler:innen in Frankreich, so
beschissen, dass sie jetzt die Nase voll haben!



Die Antwort des Staates
„Jeden  Tag  schickt  man  uns  Polizisten,  aber  niemals  Lösungen.“  Eine
Schülerin aus Beaumont-sur-Oise.

Die Diener:innen der Staatsmacht, die seit jeher auf die Missstände scheißt,
die sie geschaffen hat, rückten mit aller Brutalität an! Es gab bereits über
3000 Verhaftungen und weit über 200 verletzte Schüler:innen! Da wo besetzt
und gestreikt wird, ist im nächsten Moment die Bullerei in Kampfausrüstung
da und versucht das mit aller Kraft zu verhindern!

„Wir sind um sechs Uhr morgens angekommen, und jedes Mal, wenn wir
versucht haben, die Blockade aufzubauen, ist die Polizei eingeschritten. Sie
sind auf uns losgegangen und haben uns herumgeschubst, aber wir haben
eine  Menschenkette  gebildet,  um  standzuhalten.“  Mila,  Schülerin  in
Montpellier.

Die  besonders  beschissenen  Lebensumstände  der  ärmsten  Teile  der
Arbeiter:innenklasse und ihrer  Jugend sind eben nicht  Fehler  im System
sondern klarer Ausdruck davon! An dem Punkt wo „Pöbel“ sich auflehnt und
das  nicht  bloß  mit  leicht  zu  ignorierenden  Petitionen  und  friedlicher
Beteiligung an der bürgerlichen Demokratie, kommt der kapitalistische Staat
um die Ecke und macht klar wer und welche Interessen hier zählen.  Er
duldet  keine  Form von Gegenmacht  von unten.  Nicht  die  Arbeiter:innen
sollen bestimmen, sondern das Kapital! Und wir als Jugend sollen schon früh
lernen,  wie  der  Hase  läuft,  im  Zweifelsfall  mit  Gewalt.  Auch  hier  in
Deutschland  haben  wir  das  immer  wieder  erfahren  müssen,  etwa  bei
Demonstrationen in Solidarität mit Palästina, der Klimabewegung oder auch
auf dem jüngsten Schulstreik gegen die Wehrpflicht in Berlin.

Die Wut ist nicht neu!
Hier ist das Konzept der sogenannten Banlieues ganz bedeutend! Auch hier
gäb es so viel darüber zu erzählen, aber kurzgesagt:
Sie waren v.a. nach dem zweiten Weltkrieg errichtete Stadtviertel für das
französische Industriekapital. Hier sammelten sich Arbeiter:innen aus den



ehemaligen  Kolonien  und  einfache  Fabrikarbeiter:innen  aus  dem ganzen
Land in schnell hochgezogenen Siedlungen. Seitdem die Fabrikarbeit ab den
70er  Jahren  durch  Verlagerung  ins  Ausland  (v.a.  Halbkolonien)  deutlich
gesunken  ist,  fielen  viele  der  Bewohner:innen  in  Perspektivlosigkeit.
Ähnliches kennen wir aus vielen ostdeutschen Städten oder dem Ruhrgebiet.

Es entwickelte sich hohe Arbeitslosigkeit und massive soziale Ausgrenzung,
insbesondere migrantisierte Menschen wurden in die Banlieus gedrängt. Die
Menschen hier sollten jetzt für einen Hungerlohn den Billiglohnsektor, v.a. in
den nahen Großstädten, auffüllen und bitte dabei ihren Mund halten.

Was  jetzt  noch  der  Sargnagel  für  die  Menschen  vor  Ort  ist,  ist  die
Sparpolitik, die natürlich auch in Frankreich mit der Militarisierung Hand in
Hand geht. Allein was die Regierung unter Sebastian Lecornu am 1. Oktober
2026 vorgestellt hatte ist zum Kotzen! In dem 54 Milliarden Kürzungspaket
finden sich massiver Stellenabbau im öffentlichen Dienst, 2,5 Mrd. für den
Arbeitsmarkt, 4 Mrd. für die Rente, strengere Begrenzungen bei Krankengeld
und Entschädigung bei Arbeitsunfällen. Eine verpflichtende Studiengebühr
von  270  Euro  war  ebenfal ls  vorgesehen,  wurde  aber  bereits
zurückgenommen. Und wohlgemerkt, das sind die Pläne die obendrauf auf
vorherige Kürzungen und die bereits zuvor fatale Lage im Moment!

Frankreich ist ein Land was sich damit brüsten darf auch mal auf den Putz zu
hauen, wenn der Staat scheiße abzieht. Und so oft wie dort die Hütte brennt,
denken wir  an  die  Gelbwesten-Bewegung oder  die  Bewegung gegen die
Rentenreform 2022, sieht man schon wie viele und regelmäßige Angriffe auf
die Arbeiter:innen und Armen es dort immer wieder gibt.

Der Rassismus in Frankreich
Die Wut kommt aber eben auch aus der besonders starken Unterdrückung
von POCs. Die „Tradition“ aus der Zeit  französischer Kolonialverbrechen,
PoCs in prekäre Jobs zu zwingen, sie aus der Gesellschaft und der restlichen
Arbeiter:innenklasse zu isolieren und extremst zu überwachen, wird auch
heute nahtlos fortgeführt! Rassismus ist sowohl in seiner Funktion für den
französischen Staat und das Kapital essenziell, aber auch immer noch tief in



der Gesellschaft verankert, was auch mit dem aktuellen Rechtsruck immer
weiter befeuert wird.

Zum einen sieht man das an den Banlieus, den Armutsvierteln, wo PoCs ohne
Aufstiegschancen  hingedrängt  und  in  den  letzten  Jahrzehenten
Eingewanderte direkt dorthin gesiedelt wurden. Von dort aus gibt es wenige
Auswege, das System ist  darauf ausgelegt,  die Armut von Generation zu
Generation weiter zu geben und Menschen weiterhin in den Billiglohnsektor
zu zwingen. Was man an der schlechteren und unzugänglichen Bildung sieht,
an den Schulen wo die Proteste ihren Ausgangspunkt nahmen.
Die Überwachung und Kriminalisierung der Banlieus ist stark ausgeprägt.
Die Polizei steht an allen Ecken und Enden und kontrolliert und schikaniert
v.a. migrantisierte Jugendliche Tag für Tag! Die Kontrollen merkt man auch
an den Schulen.

R u n d  u m  G y m n a s i e n  w e r d e n  f ü r  H u n d e r t t a u s e n d e
Videoüberwachungssysteme  angebracht  und  Polizeikontrollen  auf  dem
Schulweg  gehören  zum  Alltag.  Hier  wird  pauschal  jede  PoC  wie  ein
Krimineller behandelt. Für den Ausbau der Repressionsorgane hat der Staat
Geld,  aber  für  die  Lösung  der  sozialen  Probleme,  die  womöglich  erst
Jugendliche in die Kriminalität treibt, da ist nichts da!

„Wir  führen  diese  Blockade  durch,  um unsere  Unzufriedenheit  mit  dem
Schulsystem zu zeigen. Die Regierung kümmert sich nur um unser Kopftuch,
anstatt uns Lehrer in allen Fächern zur Verfügung zu stellen“ Schülerin aus
Sarcelles.

Der  Rassismus  geht  auch  im  Schulalltag  weiter,  seit  2004  existiert  in
Frankreich das Kopftuchverbot, auch für zu lange Röcke werden muslimische
Schüler:innen  bestraft.  Antimuslimischer  Rassismus  in  Reinform!
Schüler:innen berichten von willkürlichen Bestrafungen in den Schulen mit
vorgeschobenen  Gründen,  v.a.  gegenüber  rassistisch  Unterdrückten.  Ein
weiteres  Mittel  dafür  stellt  das  Handyverbot  dar,  welches  es  den
Schulleitungen und Lehrkräften noch einfacher macht dem Rassismus freien
Lauf zu lassen, denn dokumentiert werden kann dieser nicht! Erinnern wir
uns an das Video aus der Ernst-Abbe-Schule in Neukölln, wo ein Lehrer einen



Schüler für das Zeigen einer Palästina Flagge schlägt. In Frankreich hätte
dieses Video gar nicht entstehen können, nicht entstehen sollen.

Was kann die  Jugend in Deutschland davon
lernen?
Auch hier waren Jugendliche zur selben Zeit auf der Straße und sind in den
Streik  getreten,  doch  nicht  bloß  im  kämpferischem  in  der  allgemeinen
Schüler:innenschaft sollte man sich eine Scheibe abschneiden! Auch wenn
die  Organisierung  spontan  war  gibt  es  in  Frankreich  bereits  landesweit
Organisation  in  Strukturen  der  Gegenmacht  von  unten!  Landesweit
organisierte  Schüler:innengewerkschaften.  Das  ist  es,  was  wir  auch  in
Deutschland (und Österreich) aufbauen müssen, um den Schulstreik voran zu
bringen und auszuweiten!  Bereits  bestehende Schulgruppen müssen sich
bundesweit  vernetzen  und  auf  regelmäßigen  Deligiertentreffen  darüber
beraten, wie der Kampf weitergeführt und intensiviert werden kann! Und wir
müssen wegkommen davon, Streik bloß zu verstehen als ein dem Unterricht
fernbleiben und stattdessen demonstrieren. Das hat bereits die Fridays for
Future  Bewegung  nicht  zum Sieg  geführt.  Stattdessen  müssen  wir,  wie
unsere  Genoss:innen  in  Frankreich,  den  Protest  an  die  Schulen  selber
tragen! Mülltonnen mit denen wir die Einfahrt verbarrikadieren, und so den
Schulbetrieb wirklich unmöglich machen, könnten, gibt es bei uns schließlich
auch. Und der deutsche Staat wäre schnell in Bedrängnis, wenn wir sagen:
Bundeswehr raus aus den Schulen, Wehrpflicht wieder abschaffen – Sonst
findet kein Unterricht mehr statt!

Solidarität mit den Streikenden!
Vollste Solidarität mit unseren Klassengeschwistern in Frankreich! Ihr habt
so viel Recht wie es nur geht mit euren Besetzungen und Streiks! Die Schule
muss organisiert werden von uns selbst, von Räten aus Schüler:innen und
Lehrer:innen! Was und wie wir lernen wollen ist unsere Sache! Und das Geld
das wir dafür brauchen, das nehmen wir uns durch massive Besteuerung der
Reichen und Konzerne, in Frankreich wie in Deutschland! 



Letztendlich darf es aber nicht dabei bleiben, dass die Jugend in jedem Land
ihr  eigenes  Ding  fährt!  Die  Wurzel  des  Problems  der  Sparpolitik,  der
Militarisierung, des Rechtsrucks und des Rassismus ist egal wo die selbe, das
imperialistische Weltsystem! V.a. in Europa gilt es den Kampf gemeinsam zu
führen, gegen den EU-Imperialismus, seine Ambitionen, seine Kriege und
seinen  Militarismus.  Der  in  Zeiten  der  Krise  und  im  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  seine  Lasten  auf  uns  und  auf  all  unsere
Klassengeschwister in allen Nationen legt, insbesondere auf diejenigen in
Halbkolonien! So sind die Bedingungen der Jugendlichen im „Francafrique“,
den noch immer wirtschaftlich abhängigen ehemaligen Kolonien Frankreichs,
noch  wesentlich  beschissener  als  in  Frankreich  selbst!  Die  Jugend  ist,
genauso wie die Arbeiter:innenklasse, international, also müssen wir auch
zur gemeinsamen Kraft werden und international kämpfen!

Wir fordern:

Geld für unsere Bildung, statt für den Krieg – Wir wollen selbstbestimmt und
komfortabel für unsere Zukunft lernen können, nicht dass unsere Zukunft im
Schützengraben endet!
Ob  Deutschland  oder  Frankreich:  Kampf  dem  Staat  und  seinen
Repressionsorganen! Für eine Entwaffnung der Polizei und Ersetzung durch
Selbstschutzorgane aus den Betrieben, Schulen und Nachbarschaften! Für die
Sicherheit  von Arbeiter:innenkiez  und Banlieu  sollten  die  Bewohner:innen
selber sorgen – Keine staatlichen Schlägerbanden! 
Stoppt jeden Rassismus! Für volle Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo
sie  leben!  Für  selbstverwaltete  Antidiskriminierungsstellen  in  Schulen,
Hochschulen,  Betrieben,  etc.!  Für  Religionsfreiheit  und  gegen  rassistisch
motivierte Kleidungsvorschriften!
Für  ein  massives  Investitionsprogramm  in  Schulen,  Universitäten,
Jugendzentren und jegliche Infrastruktur, die für Arbeiter:innen, Jugendliche
und sonstige Unterdrückte relevant ist! Insbesondere dort, wo es am meisten
gebraucht wird, also in den Banlieus und sonstigen Arbeiter:innenvierteln!
Finanziert durch Besteuerung der Reichen und Konzerne! 



Schularbeit in München
von REVO München, aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 1 Minute
Lesezeit

In München haben wir im Zuge des Schulstreiks gegen die Wehrpflicht an
drei Schulen gearbeitet! An der Montessori FOS gab es mehrere Treffen, um
das Thema Militarisierung und Aufrüstung mit der Schüler_Innenschaft zu
diskutieren. Dabei haben wir geflyert und einige Schüler:innen zum streiken
gegen den Kriegskurs der BRD gebracht.

Am  ASAM  Gymnas ium  s ind  wir  dabe i ,  gemeinsam  mi t  dem
Schulstreikbündnis  und  der  SDAJ  eine  unabhängige  Schüler:Innengruppe
aufzubauen,  wobei  es  Infostände  und  gemeinsames  Bannermalen  in  der
Schule vor dem Schulstreik gab.

Am  Theodolinden  Gymnasium  (TLG)  haben  wir  gemeinsam  mit  der
Aktionsgruppe  TLG  einige  kreativ  Aktionen  durchgeführt!  Die  gesamte
Schule wurde mit eigenen Plakatenbeklebt, welche die ganze Schule über
den wirklichen Charakter dieser Aufrüstung und den Imperialismus der von
diesem Staat ausgeht informiert und dagegen agitiert. Die Mensa wurde mit
brennenden, gebastelten Panzern dekoriert und zugeflyert. Ein Bannerdropp
vor dem Streik konnte leider erfolgreich von der Schulleitung verhindert
werden, aber wir bleiben kämpferisch und wollen am Streik am 08.05. noch
mehr werden!

Außerdem haben wir gemeinsam mit dem Schulstreikbündnis an Schulen, die
von Jugendoffizieren besucht wurden, gegen diese mit  Flyeraktionen und
Infoständen agitiert.

Bundeswehr  raus  aus  unseren  Schulen!  Nieder  mit  Wehrpflicht,
Militarisierung  und  dem  deutschen  Imperialismus!
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Warum  braucht  die
Schulstreikbewegung
Internationalismus  und
welchen?
von Yorick F., aus der REVOLUTION Zeitung Mai 2026, 5 Minuten Lesezeit

„Hoch die internationale Solidarität!“ – Diese Parole hört man immer wieder
auf  Demonstrationen  gegen  Krieg  und  Aufrüstung,  so  auch  auf  den
Schulstreiks gegen die Wehrpflicht. Und das ist auch richtig so! Es ist aber
an der Zeit zu fragen, was diese Parole eigentlich praktisch bedeuten soll. Es
fällt  nämlich auf,  dass diese internationale Solidarität leider vor allem in
Worten haften bleibt. Es ist notwendig, dass wir, neben anderen Fragen, als
Bewegung v.a. Diskutieren wie wir diese Internationale Solidarität praktisch
schaffen können und wie diese zu einer tatsächlichen internationalistischen
Praxis werden kann.

Warum Internationalismus?
Die  Antwort  warum  wir  als  Schüler:Innen  unseren  Kampf  auch
internationalistisch führen müssen ist recht einfach: weil die Militarisierung
genauso international stattfindet und weil wir kein Vaterland haben. Was
heißt das? Dass wir kein Vaterland haben, bedeutet in erster Linie, dass
unsere Interessen als Jugend nicht die spezifischen Interessen der Deutschen
Jugend  sind  sondern  die  der  Jugend  International  und  dass  wir  nur
international  für  diese  Interessen  Kämpfen  können.  Ganz  praktisch  am
Beispiel  der  Wehrpflicht  zeigt  sich  das  an  Personen  mit  doppelter
Staatsbürger:Innenschaft: Für sie kann es zwar schön und gut sein, wenn sie
nicht in Deutschland eingezogen werden, das bringt ihnen nur leider selbst
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herzlich  wenig,  wenn sie  stattdessen für  einen anderen Staat  und seine
Interessen an der Front verheizt werden. Gleichzeitig muss es in erster Linie
ja  nicht  nur  darum  gehen,  die  Waffen  niederzulegen,  sondern  sie
umzudrehen auf diejenigen, die uns in den Krieg schicken wollen. Wirklich
erfolgreich kann das nur sein, wenn Bewegungen gegen Militarisierung aus
verschiedenen  Staaten  nicht  nur  abstrakt  in  Solidarität  miteinander
Kämpfen, sondern ihre Kämpfe aktiv miteinander koordinieren. Ein Ort, an
dem die Herrschenden über Krieg und Militarisierung abstimmen werden,
wird der diesjährige G7 Gipfel in Frankreich sein. Dort werden sich Staaten
Treffen, welche im imperialistischen Kampf um die Neuaufteilung der Welt
führend  sind  und  ihre  Interessen  miteinander  abstimmen  und  konkrete
Schritte planen, wie sie in den nächsten Jahren gegen ihre Imperialistischen
Rival:Innen vorgehen wollen. Einen so gut international abgestimmten Plan
hat die Schulstreikbewegung aktuell nicht. So gut, wie der G7 organisiert ist
wäre dies aber bitter notwendig!

Gleichzeitig fährt eines der größten humanitären Projekte unserer Zeit über
das  Mittelmeer  und  gibt  zumindest  Aufmerksamkeit  und  einen  Funken
Hoffnung für den Genozid in Gaza: die Global Sumud Flottilla. Die Flotilla
letztes  Jahr  wurde  von  der  Israelischen  Armee  angegriffen  und  ihre
Besatzung  teilweise  brutal  Gefoltert.  Auch,  wenn  wir  es  natürlich  nicht
hoffen, ist auch dieses Mal ähnliches zu erwarten. Die Flotilla ist dabei in
erster  Linie  eine  humanitäre  Mission.  Es  liegt  an uns,  sie  hier  politisch
innerhalb  der  Schulstreik-bewegung  zu  nutzen,  um  auf  den  weiterhin
andauernden Genozid in Gaza und die mörderischen Kriege Israels und der
USA im Iran,  Libanon und sonstwo aufmerksam zu machen. Wir müssen
unsere Streikbewegung

ausweiten und nicht nur zur Wehrpflicht, welche uns selbst betrifft, sondern
auch  zu  Militarisierung  und  Krieg  weltweit  Politik  an  unserer  Schule
machen! Auch wenn es in der Schulstreikbewegung „in erster Linie um die
Wehrpflicht  geht“  können wir  zum einen auch in  unseren Schulen nicht
schweigen,  wenn  Bomben  auf  Schulen  und  Menschen  Fallen  und  zum
anderen sind diese Kriege genauso Teil des Kampfes um die Neuaufteilung
der Welt, wie es die wiedereinführung der Wehrpflicht ist. Mehr noch: diese



Kriege sind ein Vorgeschmack auf das, was weltweit zur Norm wird: die
Durchsetzung  imperialistsicher  Interessen  mit  immer  barbarischeren  den
Mitteln.  Wir  müssen  jetzt  Widerstand  dagegen  organisieren  und  unsere
Streiks auch gegen jegliche deutsche Unterstützung für die Bombardements
in Palästina, Iran oder Libanon richten.

Und wie?
Internationale Solidarität ist an sich eine gute Sache. Wir müssen aber die
Frage stellen, ob es reicht, internationale Solidarität zu zeigen und inwieweit
wir die Aufgabe einer internationalen Organisierung aufwerfen müssen.

Wie oben gezeigt, läuft die Militarisierung nicht nur im Nationalen Rahmen
ab sondern wird international geplant und koordiniert, vor allem aber auch in
Konkurrenz zueinander, besonders zwischen den imperialistischen Staaten.
Mit unserem Kampf gegen die deutschen Kriegsbemühungen kämpfen wir
aktiv  für  eine  Niederlage  des  deutschen  Imperialismus  in  der
innerimperialistischen Auseinandersetzung um die Neuaufteilung der Welt,
sei es kriegerisch oder nicht. Das muss uns klar sein und ist nichts, wovor wir
zurückschrecken dürfen. Nicht nur, dass wir diesen Staat nicht verteidigen
wollen, wir wollen ihn fallen sehen. Dies jedoch nicht, weil wir irgendeinen
anderen kapitalistischen oder imperialistischen Staat bevorzugen, sondern
weil wir der kapitalistsichen Herrschaft weltweit ein Ende Setzen wollen.
Daraus ergibt sich für den Internationalismus, den der Schulstreik gegen die
Wehrpflicht braucht zwei Aspekte:

1. Gegen den Campismus – Kein Vertrauen in andere Kapitalistische Staaten!
– Dass wir den Fall unseres eigenen Unterdrückers, in Form des deutschen
Staates  erkämpfen  wollen,  darf  nicht  bedeuten,  dass  wir  den
Unterdrücker:Innen  unserer  Klassen-geschwistern  weltweit  irgendeine
politische  Unterstützung  zukommen  lassen  können,  ob  imperialistische
Staaten  wie  Russland  oder  China  oder  halbkoloniale  Staaten  wie  den  Iran.

2. Internationalismus braucht internationale Organisierung – Es reicht nicht,
dass wir internationale Solidarität zeigen und einfach nur sagen, dass wir
andere Internationale Kämpfe gut und unterstützenswert finden, wir müssen



das auch praktisch zeigen: es braucht eine internationale Koordinierung der
Verschiedenen nationalen Kämpfe gegen Wehrpflicht und Militarisierung, es
braucht Internationale gemeinsame Aktionen und letztlich eine internationale
Organisation,  die  die  Kämpfe  vom  Standpunkt  der  sozialistischen
Weltrevolution aus betrachtet: eine neue Jugendinternationale nach Vorbild
der kommunistischen Jugendinternationale nach dem ersten Weltkrieg. Um
dahin zukommen braucht es gerade in erster Linie Debatte auf nationaler
und  internationaler  Ebene  über  Charakter  und  Hintergrund  der
Militarisierung und die  Strategien  dagegen;  dafür  soll  diese  Zeitung ein
Beitrag sein. Zudem organisieren wir ein internationales Jugendforum gegen
Militarisierung auf unserem Sommercamp vom 18. Bis 23. August, wo wir
diese  Fragen  mit  verschiedenen  Jugendorganisationen  aus  Europa
diskutieren wollen – wenn ihr mit uns diskutieren oder – noch besser – mit
uns aktiv werden wollt, dann schreibt uns gerne an und kommt vorbei!

Kommentar  zur
Abschlussresolution:  Welche
Perspektive  braucht  der
Schulstreik  gegen  die
Wehrpflicht?
Von Lia Malinovski und Lea Irelia, März 2026, 8 Minuten Lesezeit

Im Dezember und am 5. März sind wir jeweils mit über 50.000 Schüler:innen
im ganzen Land auf die Straße gegen die Wehrpflicht gegangen, anstatt zur
Schule zu gehen! Es waren die größten Schulstreiks seit FridaysForFuture.
Nach  dem  ersten  Streik  wurde  Mitte  Februar  in  Göttingen  eine
Schulstreikkonferenz  ausgerufen,  auf  der  viel  diskutiert  und  eine
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Abschlussresolution veröffentlicht wurde. Wir waren auch vor Ort und finden
es wichtig, dass die Bewegung über ihre Strategie diskutiert. Allerdings hat
die Erklärung einige große Schwächen, die der Bewegung auf die Füße fallen
werden. Sie geht von falschen Idealen aus und schlägt z.B. Taktiken wie
Kriegsdienstverweigerung  vor.  So  bekommen  wir  die  Wehrpflicht  nicht
verhindert  und die weltweiten imperialistischen Aggressionen und Kriege
nicht  beendet.  Es  fehlt  an  Perspektive  für  die  Bewegung,  für  die
Streikkomitees und die Arbeiter:innenklasse. Wir wollen deshalb mit diesem
Kommentar  einen  Diskussionsbeitrag  leisten,  welche  Perspektive  unsere
Bewegung braucht, um zu gewinnen!

Kampf  der  Wehrpflicht  heißt  Kampf
dem Imperialismus!
Die Abschlussresolution kann nicht erklären, woher die Wehrpflicht kommt.
Die aktuelle „Großmachtpolitik“, wie die Resolution sagt, wird auf die Person
Merz reduziert. Damit wird verfehlt, dass die Wehrpflicht nicht im luftleeren
Raum entstanden ist und die Aufrüstung Deutschlands nicht bloß ein Manko
der aktuellen Regierung ist. Vielmehr sehen wir seit Jahren die Bildung von
imperialistischen Blöcken und einen verschärften  Kampf  darum die  Welt
untereinander neu aufzuteilen. Das führt notwendigerweise zu Aggressionen
und  Kriegen,  wie  aktuell  in  Venezuela,  dem  Iran  oder  der  Ukraine.
Hintergrund davon ist die Wirtschaftskrise, die 2008 begonnen hat und bis
heute  nicht  aufgelöst  werden  konnte.  Denn  durch  die  Konkurrenz  im
Kapitalismus, gibt es einen Drang immer mehr Profite anzuhäufen als die
anderen Unternehmen. Da das seine Grenzen hat, wie sich 2008 gezeigt hat,
wird  probiert  anderen  ihren  Einflussbereich  zu  nehmen,  um  dort  zu
verkaufen und die Profite  zu steigern.  Um diese neuen Absatzmärkte zu
schaffen, muss der Einfluss des eigenen imperialistischen Staates verteidigt
und vergrößert werden.

Deutschland  hatte  bisher  eine  Berufsarmee.  Das  heißt  wenige,  gut
ausgebildete Soldat:innen, die schnell eingreifen können. Lange Zeit hat das
gereicht,  um  die  deutschen  Interessen  in  unterdrückten  Nationen,



insbesondere in Westasien zu sichern. Mittlerweile ist der Kampf um die
Neuaufteilung  der  Welt  aber  an  einem Punkt  angelangt,  in  dem kleine
imperialistische  Eingreiftrupps  nicht  ausreichen  und  stattdessen  eine
Massenarmee aufgebaut werden muss. Der Vorschlag und die Diskussion um
eine Wiedereinführung der Wehrpflicht ging schon vor der Regierung Merz‘
los und nimmt jetzt nur so richtig Fahrt auf. Es ist wichtig zu verstehen, dass
die Neuaufteilung der Welt unter den Imperialisten, der Hintergrund der
Aufrüstung sind –  und der Kampf gegen die Wehrpflicht  also ein Kampf
gegen das imperialistische Weltsystem sein muss! Das schließt ein, dass wir
gegen den Genozid in Palästina, gegen die imperialistischen Angriffe auf den
Iran,  die  imperialistische  Aufteilung  und  den  Ausverkauf  der  Ukraine
kämpfen und das zu einem integralen Bestandteil  des Kampfs gegen die
Wehrpflicht machen!

Dabei  können  wir  uns  nicht  auf  Pazifismus  verlassen  und  uns  auf
Forderungen wie „verhandeln statt schießen“ stützen. Dass die Resolution
fordert, dass doch bitte durch die bürgerlichen Staaten verhandelt werden
soll, verkennt den imperialistischen Charakter von Kriegen und übersieht,
dass diese ein notwendiges Beiprodukt des Kapitalismus sind. Kapitalistische
Staaten  werden  deshalb  nie  ein  ernsthaftes  Interesse  an  Frieden  haben
können.  Außerdem können  Befreiungsbewegungen  wie  in  Palästina  oder
Kurdistan  nicht  siegen,  wenn  wir  sie  zu  Verhandlungen  aufrufen.  Die
Forderung  ist  utopisch  und  rückschrittlich  gleichermaßen.  Gewaltsame
Unterdrückung lässt sich nicht friedlich beenden und Widerstand ist legitim.
Wir dürfen auch nicht den Fehler machen, für „Abrüstung“ auf die Straße
gehen, der Kampf gegen Aufrüstung oder Wehrpflicht alleine ist nicht genug:
Zentrale  Forderung  der  Bewegung  muss  auch  die  Abschaffung  der
Bundeswehr sein, als imperialistische Armee und als Eingreiftrupp, den Merz
zur „größten konventionellen Armee Europas“ machen will!

Kriegsdienstverweigerung
Eine andere große Schwäche der Resolution – und damit der Bewegung – ist
die Perspektive der Kriegsdienstverweigerung. In der Resolution wird zwar
richtigerweise  schon  erkannt,  dass  unter  einer  Wehrpflicht  auch  die



Kriegsdienstverweigerung nur begrenzten nutzten hat. Eine Alternative dazu
wird aber nicht vorgestellt.

Wenn wir verweigern, entziehen wir uns einem aktiven Kampf gegen den
Krieg. Wir gehen nicht hin, aber das allein beendet keinen Krieg und keine
Aufrüstung. Wie schon oben beschrieben taucht Krieg nicht aus dem Nichts
auf  und  kann  nicht  ohne  große  Veränderung  einfach  wieder  ins  Nichts
verschwinden. Selbst wenn wir alle verweigern, bleibt die Notwendigkeit für
Krieg bestehen. Zur Not wird uns der Staat mit der Waffe an die Waffe
zwingen. Außerdem entziehen wir uns damit einer wichtigen Möglichkeit, die
Jugendlichen, welche nicht verweigern (können) zu überzeugen gemeinsam
gegen Regierung, Krieg und Imperialismus zu kämpfen. Statt zu verweigern,
gilt es sich an der Front zu organisieren, massenhaft Befehle zu verweigern,
den Krieg sabotieren und anstatt für die Herrschenden, für uns zu kämpfen
und die Waffen umzudrehen. Es geht darum, Gegenmacht aufzubauen, die
Streikbewegung zu intensivieren und zu einer realen Kraft gegen Krieg und
Unterdrückung zu machen.  Dabei  schadet  uns  die  Verweigerungshaltung
mehr als sie uns nützt!

Als  Klasse  kämpfen,  nicht  bloß  als
Schule!
Mit Schulstreiks zeigen wir als Schüler:innen dass wir kein Interesse an
einer Wehrpflicht haben und bereit sind, unsere Bildung dafür zu opfern. Es
ist eine Möglichkeit für uns, Druck aufzubauen und den Bildungssektor zu
stören. Bezogen auf die gesamte Gesellschaft erzeugen wir damit aber nur
wenig Druck. Zwar zeigen die Reaktionen der Politik, dass sie die Streiks
ernst nehmen, von der Position der Wehrpflicht sind sie aber nicht einen
Millimeter  abgerückt.  Wir  müssen  uns  bewusst  machen,  dass  wir  nur
begrenzte Macht haben – aber, dass wir eine Bewegung ins Rollen bringen
können. Wenn wir uns mit der Arbeiter:innenklasse zusammenschließen und
gemeinsam Streiken, dann können wir die Wehrpflicht verhindern und eine
tatsächliche Kraft werden, die die imperialistischen Ambitionen nicht länger
mitmacht, sondern aktiv sabotiert. In der Abschlussresolution aus Göttingen



steht  sogar  drin,  dass  wir  uns  mit  den  Gewerkschaften  und  den
reformistischen Organisationen wie Die Linke, Solid, etc. vernetzen müssen.
Aber  vernetzen  reicht  nicht  aus:  Wir  müssen  unsere  Eltern,  die
Gewerkschaftsjugenden und die Gewerkschaften dazu auffordern, mit uns
zusammen auf die Straße zu gehen. Mit uns zusammen die Stifte und die
Arbeit niederzulegen, um die Regierung zu einem Kurswechsel zu zwingen,
statt nur zu bitten. Wir brauchen Forderungen, die den Kampf gegen die
Wehrpflicht mit den Kämpfen der Arbeiter:innen verbindet und ihnen eine
gemeinsame  Perspektive  abseits  von  imperialistischer  Schlächterei  und
Ausbeutung  gibt.  Diese  können  u.a.  sein:

x Kein Cent, kein Mensch der Bundeswehr! Hunderte Milliarden für Bildung,
Soziales und Gesundheit statt für die Kriegsvorbereitung!

x  Entschädigungslose Enteignung der Kriegsindustrie unter Kontrolle der
Beschäftigten, um die Produktion auf Nützliches umstellen zu können, wie
z.B. den Ausbau des ÖPNV!

Gegenmacht aufbauen
Das klingt zwar wunderbar – aber scheint unerreichbar. Umso wichtiger ist
es,  dass  wir  jetzt  dafür  kämpfen,  eine  schlagkräftige  Streikbewegung
aufzubauen, die nicht nur uns Schüler:innen einbezieht, sondern die gesamte
Arbeiter:innenklasse! Dafür müssen wir uns an unseren Schulen organisieren
– in Streikkomitees bzw. Schulkomitees. Aber anders als die Resolution das
vorschlägt, reicht es nicht, uns nur für den Streik zu organisieren. Damit wir
unsere Mitschüler:innen erreichen und die relativ abstrakte Aufrüstung und
Gefahr der Wehrpflicht greifbar machen, müssen wir lokale Probleme an
unseren Schulen aufgreifen und mit der Aufrüstung und der kapitalistischen
Krise verbinden. Wir müssen Forderungen für unsere Schule aufstellen, um
die  wir  kämpfen  und  Druck  aufbauen!  Wenn  der  Sportlehrer  wieder
sexistisch ist, der Deutschlehrer mit rassistischen Wahnvorstellungen um die
Ecke  kommt,  dann  passiert  das  nicht  isoliert  von  der  gesellschaftlichen
Dynamik.  Die  Kriegsvorbereitungen  international  machen  Rassismus,
Sexismus, Queerfeindlichkeit, etc. immer notwendiger. Das zeigt sich dann



auch  im  Klassenzimmer  und  auf  dem  Pausenhof.  Um  Veränderung  zu
erkämpfen, müssen wir an der Schule anfangen Gegenmacht aufzubauen.
Wir  müssen  die  Macht  der  Lehrkräfte,  der  Schulleitung  und  der
Schulbehörde  offen  infrage  stellen.  Sie  wollen  die  Bundeswehr  zu  uns
einladen? Wir wollen selbst entscheiden, wer an unsere Schule kommt und
schaffen Bundeswehrfreie Schulen! Sie wollen uns „beibringen“, warum der
Krieg  notwendig  sei,  die  Aufrüstung  und  Unterstützung  eines  Genozids
unvermeidlich? Wir werden diese Propaganda nicht weiter hinnehmen, wir
stellen uns laut dagegen und kämpfen um Kontrolle über den Lehrplan!

Dafür  brauchen wir  unabhängige  Schüler:innenkomitees  und können uns
nicht auf Schülervertretungsstrukturen verlassen. Denn diese sind auf die
Mitarbeit vonseiten der Schulleitung angewiesen und diese hat immer das
letzte Wort. Wenn wir es schaffen die Schulen effektiv zu bestreiken wird die
Schulleitung sich früher oder später gegen uns stellen müssen. Gleichzeitig
erlernen wir durch eigenständige Organisierung, die Sachen selbst in die
Hand  zu  nehmen –  statt  auf  Entscheidungen  irgendwelcher  Gremien  zu
warten.

Wenn  wir  es  schaffen,  uns  an  unserer  Schule  um  Forderungen  zu
versammeln,  die  direkte  Probleme  unserer  Mitschüler:innen  aufgreifen,
können wir eine Verankerung der Bewegung schaffen, mit der sie erfolgreich
wird. Ein hilfreiches Mittel dafür ist es Vollversammlungen zu organisieren,
wo wir mit allen Mitschüler:innen über unsere Forderungen abstimmen, zu
den nächsten Streiks aufrufen und mit Gewerkschaften diskutieren können.
Umso mehr wir sind umso besser können wir Druck auf die Gewerkschaften,
die reformistischen Organisationen,  auf  die Arbeiter:innenklasse ausüben,
sich den Streiks anzuschließen und mit  uns die Wehrpflicht ernsthaft  zu
verhindern und Aufrüstung und die imperialistische Neuaufteilung der Welt
zu bekämpfen!

Schreibt uns an um mit uns über unseren Beitrag zu diskutieren! Stellt uns
auch gerne Fragen! Wenn ihr unsere Positionen teilt,  dann bringt diesen
Artikel in euer Streikkomitee in der Schule oder eurer Stadt ein und lasst uns
die Bewegung dahin bringen, dass wir den Kampf gegen die Wehrpflicht
gewinnen können!



Von Schulstreiks zur Bewegung
Von Brokkoli Bittner und Ener Zink, Lesezeit 7 Minuten

Am 5. Dezember gingen über 55.000 Schüler:innen auf die Straße, um gegen
die Wehrpflicht zu streiken. Trotzdem beschloss der Bundestag ein Gesetz,
das die Wiedereinführung der Wehrpflicht vorbereitet.

Dies ist ein Frontalangriff auf alle Jugendlichen in diesem Land. Denn nun
soll die Jugend für deutsche Kapitalinteressen verheizt werden. Wir müssen
uns also damit beschäftigen, wie wir es schaffen die Wehrpflicht zu stoppen.

Was ist überhaupt eine Bewegung?
Das kapitalistische System ist von Widersprüchen durchzogen. Zum Beispiel
der Widerspruch zwischen der Notwendigkeit, das Klima zu schützten, und
den Profitinteressen der Herrschenden.

Diese Widersprüche scheinen die meiste Zeit als natürlich und unumstößlich.

Besonders in Krisen kommt es jedoch dazu, dass diese Widersprüche nicht
mehr  zu  ignorieren  sind,  da  sie  dann  besonders  deutlich  spürbar  sind.
Gerade dann kommt es zu spontanen Bewegungen, wie etwa Fridays for
Future in 2019.

Diese Bewegungen sind notwendig, um überhaupt Veränderung zu schaffen.
Nur so gelingt es, Massen zu mobilisieren.

Dennoch: eine spontane Bewegung kann nur dann wirklich Erfolg haben,
wenn sie tatsächliche, beständige Strukturen des Widerstands aufbaut. Wie
das aussehen kann, versuchen wir in diesem Artikel zu beschreiben.

https://onesolutionrevolution.de/von-schulstreiks-zur-bewegung/


Verankerung an Schulen aufbauen
Dass der Kampf gegen die Wehrpflicht hauptsächlich an Schulen stattfindet,
ist wichtig. Wir Schüler:innen sind als Erstes von der Wehrpflicht betroffen.
Es reicht nicht, alle 3 Monate aus der Schule zum Streik zu gehen. Der
Kampf gegen die Wehrpflicht muss dort beginnen, wo wir sind, und das ist an
der Schule. Bisher wurden vereinzelt auf regionaler Ebene Streikkomitees
aufgebaut. Der Aufbau dieser Komitees muss ausgeweitet werden, sodass es
an jeder Schule ein Streikkomitee gibt. Dort muss die Aktivität beginnen,
denn es ist in unserem Schulalltag, in dem wir mit anderen aus unserer
Schule ins Gespräch kommen. In unserem Unterricht wird begonnen, uns
Militärpropaganda in den Kopf zu setzen. Genau dort muss unser Widerstand
beginnen. Das bedeutet lokal, die Militär Propaganda einzuschränken, zum
Beispiel durch ein Hausverbot für die Bundeswehr oder antimilitaristischen
Unterrichtsstunden, die wir selbstgestalten wollen.

Die Komitees müssen diesen Widerstand an den Schulen sichtbar machen
und einen Kampf darum führen. Sie dürfen nicht dabei stehenbleibe,n nur in
irgendwelchen  Gremien  Sachen  zu  beschl ießen,  wie  es  bei
Schüler:innenvetretungen der Fall ist. Denn in den meisten Fällen werden
diese Beschlüsse von der Schulleitung aufgeschoben, erschwert oder ganz
verhindert.

Gleichzeitig kommen wir durch Beschlüsse in der SV weniger ins Gespräch
mit unseren Mitschüler:innen, als es uns durch direkte Aktionen gegen die
Bundeswehr in der Schule gelingt.

Das  ist  besonders  wichtig,  weil  gemeinsame  Aktivität  einer  der  besten
Mobilisierungsmittel zu dem Streik sind.

Die Motivation,  die  dann nach diesem Streik  entstanden ist,  können wir
nutzen, um reale Veränderung vor Ort zu schaffen. So wird Streiken nicht als
etwas wahrgenommen, zu dem man halt ab und zu mal so hingeht, sondern
als Teil mehrerer Aktionen und eines Kampfes, den wir an unserer Schule
führen.



Wenn Streikkomitees gebildet werden, können diese dann auch, sobald die
Schulleitung gegen einen Beschluss verstößt, tatsächlich dagegen vorgehen.
Immerhin wissen sie, wie man an der Schule einen Kampf führt. Sie dienen
also  gleichzeitig  auch  als  Kontrollorgan,  während  SVen  meist  bei  super
seltenen Treffen und bürokratischen Konzepten, in die sich gar nicht jeder
einbringen kann, verharren.

Schließlich ist die Schule auch der Ort, an dem wir auf die kapitalistische
Gesellschaft vorbereitet werden. Direkt bringt man uns bei, wie normal Krieg
sei, dass es sich lohne Deutschland zu verteidigen und im Notfall auch für
Deutschland zu sterben.

Genau dort müssen wir ansetzen und für eine Schule einstehen, die sich
gegen ihre Kriege richtet und das Allen von klein auf mitgibt. Streikkomitees
können hier als Struktur dienen, die Veränderungen im Lehrplan durchsetzt
und so tatsächlich eine Schule für SchülerInnen schafft.

Auch SVen sind Teil dieser Erziehung, im Sinne des kapitalistischen Systems.
Sie sollen uns darauf vorbereiten, wie bürgerliche Demokratie aussieht. Ein
Aushandeln  von Kompromissen,  bei  dem am Ende nix  passiert,  weil  die
Schulleitung keinen Bock hat.  SVen geben zwar den Anschein von mehr
Mitbestimmung, schaffen diese aber nicht.

Der Aufbau von Streikkomitee an Schulen hingegen ist tatsächlich ein Weg
hin zu mehr Mitsprache von Schüler:innen. Uns wird nicht zugehört und die
einzige Wahl die wir  durch-führen ist  die ob wir Mensa-Essen A oder B
wollen.

Wenn wir kämpfen, sind Schulleitung und Co. gezwungen uns zuzuhören. Die
Streikkomitees  an  Schulen  müssen  der  Ort  sein,  der  diesen  Kampf
organisiert.

Ausweitung auf Arbeiter:innenklasse
Für einen erfolgreichen Streich reicht es nicht nur, wenn wir Schüler:innen
streiken. Das Wichtigste für die herrschende Klasse sind ihre Profite. Doch



ein  Streik  allein  von  uns  Schüler:innen  lässt  diese  meist  kurzfristig
unangetastet,  da  wir  in  der  Schule  keinen  direkten  Profit  für  die
Herrschenden  schaffen.  Die  Profite  werden  durch  die  Ausbeutung  der
Arbeiter:innen  geschaffen,  weswegen  es  wichtig  ist,  mit  ihnen
zusammenzuarbeiten. Nur ihre Streiks sorgen für sofortiges Einbußen der
Profite.

Auch sind es vor allem ihre Kinder, die nun eingezogen werden sollen. Ein
nicht geringer Teil der Jugendliche, die von der Wehrpflicht betroffen sind,
macht eine Ausbildung. Sie können durch einen gewerkschaftlichen Streik
klar machen, dass sie nicht eingezogen werden wollen.

Die  Kriege,  für  die  nun  aufgerüstet  wird,  sind  nicht  im  Interesse  der
Arbeiter:innenklasse,  denn  von  diesen  Kriegen  profitieren  nur  die
Herrschenden,  die  an  jeder  produzierten  Kugel  mitverdienen,  die  jeden
zusammengenagelten Sarg verkaufen, die mit Kriegen ihre Einflusssphären
sichern und die selbst nicht in den Krieg müssen.

Deswegen muss der DGB (Deutscher Gewerkschaftsbund) die Streiks gegen
die  Wehrpflicht  unterstützen.  Und  dafür  muss  das  Recht  auf  Politische
Streiks erkämpft werden. Auch müssen Streiktage von Tarifverhandlungen,
wie die im öffentlichen Dienst, auf den 5. März gelegt werden. Sodass wir
Jugendliche  und  Arbeitende  Schulter  an  Schulter  gegen  Krieg  und
Wehrpflicht  kämpfen  können.

Diesen Aufruf an den DGB muss auch das Schulstreik gegen Wehrpflicht
Bündnis  teilen.  Schüler:innen  können  die  Personalräte  an  Schulen
auffordern, dass sie Stellung dazu beziehen, und die GEW (Gewerkschaft
Erziehung  und  Wissenschaft)  auffordern,  Streiktage  auf  den  5.  März  zu
legen.

Auch müssen sich Parteien, wie Die Linke, an den Mobilisierungen beteiligen,
denn ihre Basis besteht größten-teils aus Arbeitenden. Die Linkspartei muss
auch  ihren  Einfluss  in  Gewerkschaften  nutzen,  um  Druck  auf  diese
aufzubauen  und  mit  uns  am  5.  März  zu  streiken!



Linksjugend Solid und Jusos
Die  So l id  und  d ie  Jusos  s ind  mi tunter  d ie  größten  l inken
Jugendorganisationen in Deutschland. In einigen Städten gab es von ihnen
eine Beteiligung an den Streiks. Doch es braucht mehr.

Beide müssen sich bundesweit dazu entscheiden die Streiks mit Ressourcen
(wie Geld oder Räume) zu unterstützen. Und sie müssen auch ihre eigene
Mitgliedschaft dazu mobilisieren, an Schulen Streikkomitees aufzubauen. Da
das einer der wichtigsten Mobilisierungspunkte ist.

Insgesamt sehen wir zwar, dass weder die SPD noch die Linkspartei sich
konsequent  Militarisierung  in  den  Weg  stellen.  Trotzdem  ist  es  umso
wichtiger  das  es  ihre  Jugend  tut.  Wir  sind  es,  die  am  Ende  in  ihren
Schützengräben landen sollen.

Zusammenführen  mit  linken  soziale
Bewegungen
Gerade werden die Widersprüche des Kapitals an verschieden Stellen klar
deutlich, deswegen gibt es auch verschiedene Bewegungen in Deutschland.
Letztes Jahr gingen so viele Menschen wie noch nie auf die Straßen gegen
den Genozid in Gaza und es gab Massenproteste gegen den Rechtsruck.
Wichtig ist zu verstehen: diese Krisen passieren nicht nebeneinander. Sie
sind alle Ausdruck des widersprüchlichen zerfallenden Systems, in dem wir
leben. Um sie zu überwinden braucht es den Sturz der Herrschenden. Der
Zusammenhang dieser Kämpfe lässt sich aber auch konkret aufzeigen: Es
sind die Rechten, die wollen, dass wir unserer Leben für Nationalstolz im
Schützengraben lassen. Und es ist Gaza, wo Deutschland jetzt schon mit
Waffen seine Interessen durchsetzt. Diese Kämpfe gehören zusammen.

Und nur  in  einem gemeinsamen Kampf  können sie  erfolgreich sein.  Wir
müssen also Widersetzen und Palästinische Organisationen dazu auffordern,
den Kampf gegen die Wehrpflicht zu unterstützen.



Lasst uns eine Bewegung aufbauen die dieses System an der Front sterben
lässt!

Heraus  zum  Schulstreik  gegen
die  Wehrpflicht!  Wir  sterben
nicht für eure Neuaufteilung der
Welt!
von November 2025, 3 Minuten Lesezeit

Der Kapitalismus ist in der Krise. Die mächtigen Staaten weltweit kämpfen
gegeneinander, um Einfluss auf der Welt und ihre Macht zu behalten. Das
zeigt sich in Trumps Zollkriegen, dem Krieg in der Ukraine oder dem Genozid
in Palästina. Deutschland hat immer weniger Bedeutung auf der Weltbühne,
ob  ökonomisch  oder  politisch.  Vor  Angst,  bei  diesem  Kampf  um  die
Neuaufteilung  der  Welt  zu  verlieren,  setzen  Merz  und  Co.  auf
Militarisierung!

Dafür sollen ab dem 1. Januar alle 18-Jährigen zu ihrer Eignung zum Dienst
an der Waffe befragt werden. Menschen mit männlichem Geschlechtseintrag
sogar  verpflichtend.  Deutschland  bereitet  sich  damit  auf  die
Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  vor.  Schon  jetzt  können  wir  uns  vor
Werbung von der Bundeswehr gar nicht retten. Im Döner, im Bildschirm vom
Vertretungsplan, überall versuchen sie, uns zum Kriegsdienst zu bekommen.

Gleichzeitig  wird  mit  deutschen Waffen in  Palästina  ein  Genozid  verübt.
Während  sie  in  den  Schulen  versuchen  uns  zu  erklären,  warum  das
gerechtfertigt ist. Dabei testen sie dabei neue Waffensysteme und entwickeln
sie weiter. Ob im Kampf um die Ukraine, den Sudan oder beim Genozid in
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Palästina: Der deutsche Imperialismus kämpft indirekt um eigenen Einfluss
in der Region, tauscht alte Waffen gegen neue aus und rüstet sich nach innen
und nach außen massiv auf.

Es  ist  klar,  dass  wir  uns  dem entgegenstellen  müssen.  Als  Jugendliche
können wir nur verlieren, wenn wir dabei mitmachen und uns auf die Seite
von Krieg und Genozid stellen. Wir bestreiken die Schule, um uns als Jugend
Gehör  zu  verschaffen  und  klar  zu  zeigen,  dass  wir  nicht  für  eure
Neuaufteilung  der  Welt  sterben  werden!

Wie können wir gewinnen?
Damit das Ganze ein Erfolg wird, müssen wir in den Schulen Streikkomitees
aufbauen und so die Bewegung in unseren Schulen verankern. So können
wir, indem wir gleichzeitig für Verbesserungen an unserer Schule kämpfen,
noch mehr Menschen auf dem Streik werden. Indem wir den Kampf gegen
die täglichen Probleme von uns und unseren Mitschüler:innen verbinden mit
einem Kampf für gesellschaftliche Veränderung.

Kommen dann Bundeswehr oder AfD an unsere Schulen,  sind wir  schon
organisiert und können sie gemeinsam rauswerfen. Vor Streiktagen sollten
wir  Vollversammlungen  organisieren,  wo  wir  Forderungen  gegen  die
Militarisierung,  den  Rechtsruck  und  Rassismus  als  gesamte
Schüler:innenschaft  abstimmen  können.  So  können  wir  noch  mehr
Mitschüler:innen  überzeugen  und  gemeinsam  zum  Streik  gehen.

Als  Schüler:innen  haben  wir  aber  nur  begrenzte  Wirkkraft.  Die
Arbeiter:innen haben direkte ökonomische Macht und wenn die Produktion
von Waffen,  die Verschiffung am Hafen oder die Räder der Eisenbahnen
stillstehen, müssen die Bosse und die Regierung handeln. Wir müssen den
Anfang machen, aber dürfen nicht stehenbleiben! Damit wir die Wehrpflicht
tatsächlich  verhindern,  müssen  wir  die  Gewerkschaften  und
Gewerkschaftsjugenden  dazu  bringen,  nicht  nur  zu  reden,  sondern  zu
unseren Streiks aufzurufen und selber zu streiken!

Wir fordern:



Kein Cent, kein Mensch dem Militarismus! Gegen die Wiedereinführung
der  Wehrpflicht!  Kampf  der  Aufrüstung!  Hunderte  Milliarden  für  unsere
Schulen statt in die Bundeswehr!

Freiheit für Palästina! Stoppt die Waffenlieferungen an Israel! Gegen die
politische  und  ideologische  Unterstützung  des  Zionismus  an  unseren
Schulen!  Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen!

Gegen die Bundeswehr an unseren Schulen! Wir bestimmen selbst, wer
an unsere Schulen darf!

Gewerkschaften zum Streiken bringen! GEW, ver.di, IG Metall und Co.
müssen sich unserem Kampf gegen den deutschen Militarismus anschließen –
gemeinsam mit den Arbeiter:innen können wir siegen!

Für  eine  starke  Streikbewegung:  Streikkomitees  an  jeder  Schule
aufbauen! Ein Schulstreik ist nicht genug, der Kampf muss weitergehen: auf
der Straße und in der Schule! So können wir nicht nur unsere Mobilisierung
stärken, sondern direkt für Verbesserungen vor Ort kämpfen!

I n f o r m a t i o n e n  z u  d e n  A k t i o n e n  f i n d e t  i h r  a u f
schulstreikgegenwehrpflicht.com  oder  auf  dem  Instagram-Account:
@schulstreikgegenwehrpflicht

Schweigen,  Vertuschen,  Lügen,
Bekämpfen: Wie Deutschland an
Schulen mit Palästina umgeht
von Brokkoli Bittner, November 2025, 8 Minuten Lesezeit

Wie  kein  zweites  Land  steht  Deutschland  an  der  Seite  Israels.  Die
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bedingungslose Unterstützung für Vertreibung, Besatzung und Mord zieht
sich  durch alle  Teile  der  deutschen Gesellschaft.  So  gehört  sie  auch zu
unseren Schulen, so selbstverständlich wie rechte Lehrkräfte oder kaputte
Toiletten. Doch auf welche Weise Schüler:innen zu Besatzungs-Fans erzogen
werden, hat sich verändert und geschieht auf anderen Ebenen als an den
Universitäten. Und genau wie die Geschichte der Unterdrückung Palästinas
entstand diese Indoktrinierung lange vor dem 7. Oktober 2023.

Der sogenannte „Nahostkonflikt“
Wenn  es  an  Schulen  um  Palästina  geht,  dann  nur  unter  dem  Label
„Nahostkonflikt“.  Dieses  Wort  wird  nicht  zufällig  verwendet:  es  soll
suggerieren,  es  würde  sich  um eine  Auseinandersetzung  auf  Augenhöhe
handeln.  Doch  diese  Erzählung  ist  falsch:  Israel  besetzt  große  Teile
Palästinas. Palästinenser*innen sind in Israel Menschen zweiter Klasse. Diese
Verharmlosung ist kein Zufall: sie dient dazu, die Unterdrückung Palästinas
unsichtbar  zu  machen,  um Israel  von  seinen Verbrechen reinzuwaschen.
Über  die  Unterdrückung  Palästinas  selbst  wird  in  der  Schule  nicht
gesprochen.

Schweigen
Selbst  unter  dem  Label  des  „Nahostkonflikts“  findet  meist  keine
Auseinandersetzung statt: Bayern ist das einzige Bundesland, in dem sich
damit  beschäftigt  werden  muss.  In  Berlin  und  Brandenburg  wird  die
Beschäftigung empfohlen, in den anderen Bundesländern wird das Thema
nur als mögliches Beispiel für einen internationalen Konflikt genannt.

Dieses  Schweigen  ist  nicht  zufällig:  vor  dem  7.  Oktober  2023  war  es
Deutschlands Taktik, Schweigen um die Unterstützung Israels zu legen, um
nicht über das Leid reden zu müssen, an dem Deutschland bis heute gut
verdient.  Wenn  kein:e  Schüler:in  das  Thema  aufbringt,  wird  auch  nicht
darüber gesprochen. Denn wenn keine:r von der Unterdrückung Palästinas
weiß, gibt es auch keinen Widerstand. So wurde vor dem 7. Oktober 2023 an
den meisten Schulen gar nichts zu Palästina unterrichtet.



Vertuschen
In Bayern war das anders: Hier wurde auf eine andere Strategie gesetzt, die
in  anderen Bundesländern nach dem 7.  Oktober  noch wichtig  wird.  Der
angebliche  „Konflikt“  sei  nur  zu  verstehen,  wenn  man  ihn  „unter  der
Berücksichtigung  historischer  Entwicklungen,  Entscheidungen  und
Interessen“ sieht. Als geschichtliche Entwicklung werden im Lehrplan die
Staatsgründung  Israels  und  die  sogenannten  „Friedensprozesse“  in  den
1990ern angeführt. Letztere verdienen den Namen „Friedensprozesse“ nicht,
denn  eine  Zweistaatenlösung,  wie  sie  damals  diskutiert  wurde,  war  nie
realistisch und würde die Unterdrückung der Palästinenser:innen kein Ende
bereiten.  Die Geschichte wird hier vor allem aus der Perspektive Israels
erzählt, denn das Wort Nakba fällt an keiner Stelle. Indem die Perspektive
des Unterdrückers ins Licht der Aufmerksamkeit gerückt wird, soll vermittelt
werden,  dass  Frieden  nicht  möglich  wäre  –  das  hätte  man  ja  in  der
Geschichte gesehen. So wird die Unterdrückung gerechtfertigt.

„Komplex“
Die deutsche Erzählung zu Palästina hat ein Lieblingswort: „komplex“. Die
Lehrpläne aus Berlin, Bayern und Brandenburg können nicht aufhören, zu
betonen, wie „komplex“ dieser Konflikt sei. Aber diese Behauptung stimmt
nicht:  Deutschlands  Erzählung  ist  nur  deshalb  so  „komplex“,  weil  es
schwierig ist, die Unterdrückung Palästinas zu rechtfertigen. Zudem ist das
Ziel,  Überforderung bei den Schüler:innen auszulösen, so dass diese sich
nicht mehr trauen, etwas zu sagen. Damit hält man Schüler:innen davon ab,
sich zu positionieren und gegen Deutschlands Israelunterstützung aktiv zu
werden.  Wir  sollen glauben,  dass  wir  die  Analysen lieber  vermeintlichen
„Expert:innen“  überlassen  sollten.  Zusätzlich  werden  Palästinenser:innen
selbst zum Schweigen gebracht, weil auch diesen der Status als Expert:in
grundsätzlich abgesprochen wird.

Die Gründung des Staates Israel war nur möglich durch die Unterdrückung
des palästinensischen Volkes, durch Vertreibung, Besatzung und Mord. Das
abzulehnen ist nicht komplex.



Lügen
Alle, die sich gegen die Erzählungen Deutschlands zur Wehr setzen, werden
mit Lügen bombardiert und als Antisemit:innen dargestellt. So heißt es in
einem Text von Berlin und Brandenburg aus dem Jahr 2019 zur Erkennung
von  „Antisemit:innen“:  „Auch  eine  Delegitimierung  oder  Dämonisierung
Israels,  mit  der  die  Existenz  Israels  als  Staat  infrage  gestellt  würde,
überschreitet  nach  diesem  Verständnis  die  Grenze  zu  antisemitischen
Argumentationen.“  Doch  ohne  ein  Ende  des  israelischen  Nationalstaates
kann es keine Freiheit für Palästina geben, denn jeder Meter des israelischen
Gebiets wurde von Israel zuvor geraubt und besetzt.

Schulbücher
All diese Strategien spiegeln sich in unseren Schulbüchern wider, die den
Konflikt kaum darstellen. Wenn sie es doch tun, dann wird so getan, als
würde es sich um einen religiösen Konflikt  handeln,  oder es werden die
Perspektiven der Besatzungsmacht abgedruckt. Um das zu gewährleisten,
gibt es die Deutsch-Israelische Schulbuchkommission. Diese verfolgt das Ziel,
Schulbücher  in  Deutschland  und  Israel  zu  analysieren,  gemeinsame
Empfehlungen zur Verfügung zu stellen und zu Korrekturen anzuregen. Die
Besatzungsmacht Israel darf also in Deutschland Empfehlungen zu seiner
eigenen Darstellung machen. Damit das auch alles klappt, gibt es dafür Geld
vom  Auswärtigen  Amt  und  vom  israelischen  Erziehungsministerium.  Die
erste Empfehlung dazu kam bereits in den 1980ern: damals wurde kritisiert,
dass Israel zu kurz kommt und die palästinensische Seite in den meisten
Schulbüchern als Opfer dargestellt werde. Damit bestätigt die Kommission
ihr Ziel:  mehr israelische Propaganda in unsere Klassenzimmer zu holen.
Erst 2015 hat die Kommission erneut Empfehlungen dieser Art abgegeben.

Nach dem 7. Oktober
Der  7.  Oktober  2023  stellte  nicht  nur  den  Beginn  eines  Genozids  am
palästinensischen  Volk  dar.  Er  stellt  auch  den  Beginn  einer  massiven
Repressionswelle gegen alle palästinasolidarischen Kräfte dar: auf der Straße
schlugen uns Bullen die Fresse, weil wir Kufiya trugen, und auch an den



Schulen änderte sich die Taktik. Das Schweigen, das bislang an fast allen
deutschen Schulen geherrscht hatte, konnte nicht länger aufrechterhalten
werden. Als am 9. Oktober ein Schüler in Berlin eine Palästina-Fahne zeigte,
wurde  er  von  einem  seiner  Lehrer  angegriffen  und  geschlagen.  Das
Verfahren gegen den Lehrer wurde eingestellt. Dieser Tag markiert einen
Wendepunkt  in  Deutschlands  Schulen:  nun  wird  nicht  mehr  nur
geschwiegen, gelogen und vertuscht, sondern hier wird Palästina-Solidarität
gezielt angegriffen.

Bekämpfen
Infolge des Angriffs wurde es Berliner Schulen gestattet, palästinensische
Symbole zu verbieten, darunter auch die Kufiya.  Ziel  der Maßnahme ist,
Palästina-Solidarität aus den Schulen fernzuhalten. Es ging aber auch darum,
den rassistischen Angriff als gerechtfertigt dastehen zu lassen.

Wenig später folgte ein weiterer Angriff: die Berliner CDU wollte in Neukölln
dafür sorgen, dass in den Schulen eine Broschüre mit dem Namen „Mythos
Nakba“ behandelt wird. Diese Broschüre sollte die brutale Vertreibung und
Auslöschung des palästinensischen Volkes seit 1948 als Mythos darstellen.
Hier können wir die Durchsetzung israelischer Interessen an Schulen klar
erkennen.

Die Forderungen der Kultusministerkonferenz
Solche  Angriffe  gab  es  nicht  nur  in  Berlin:  die  Kultusministerkonferenz
(KMK), die darüber entscheidet, was wir lernen, machte schon wenige Tage
nach dem 7. Oktober klar, dass sie fest an der Seite Israels steht. Im März
2024, als der Genozid bereits in vollem Gange war, flogen Teile der KMK
sogar nach Israel, um sich solidarisch zu zeigen. Außerdem begann die KMK
damit, Lehrkräfte zu „schulen“. Unter anderem wurde eine Broschüre von
„Demokratie leben“ empfohlen. Die Broschüre gibt Tipps dazu, wie man mit
Schüler:innen umgehen sollte, die Aussagen wie „Free Palestine“ bringen.
Laut der Broschüre gilt es, diese zu tolerieren, aber ihnen klarzumachen,
dass das Existenzrecht Israels unverhandelbar ist. Außerdem schlug die KMK
vor, Schüler:innenaustausche zwischen deutschen und israelischen Schulen



zu fördern,  die  an manchen Schulen bereits  Tradition  haben –  inklusive
fröhlichen Klassenfotos an den Apartheidmauern.

Relevanz der Schulen
Diese Verherrlichung Israels an Schulen ist kein Zufall.  Die Funktion der
Schule  ist  es,  uns  Schüler:innen  auf  die  kapitalistische  Gesellschaft
vorzubereiten. Das heißt, wir sollen dafür bereit gemacht werden, uns auf
dem Arbeitsmarkt ausbeuten zu lassen. Aber auch die kapitalistischen Werte
wie  Rassismus,  Sexismus  und  Queerfeindlichkeit  sollen  uns  beigebracht
werden. Die Unterdrückung des palästinensischen Volkes ist Deutschland so
wichtig, dass uns das schon in der Schule beigebracht wird. Gleichzeitig
nimmt die Jugend in der palästinensischen Bewegung eine Schlüsselrolle ein:
militant  und  konsequent  kämpft  sie  für  die  Befreiung  Palästinas.  Diese
Motivation kommt daher, dass sie noch nicht so viele Niederlagen erlitten hat
wie ältere Bewegungen.

Kampf dem Zionismus an der Schule
Um zu verhindern, dass wir weiter zu Zionist:innen erzogen werden, müssen
wir deutlich hervorheben, wo konkret Genozidunterstützung passiert, auch
wenn  sie  nicht  auf  den  ersten  Blick  sichtbar  ist.  Die  Unterstützung
Deutschlands  für  den  Genozid  geschieht  vor  allem  auf  wirtschaftlicher,
militärischer und ideologischer Ebene. Um den Genozid zu stoppen, müssen
wir der Genozidunterstützung auf allen drei Ebenen den Kampf ansagen.

Wir Schüler:innen müssen uns zusammenschließen und Druck auf die Schule
ausüben,  bis  über  diesen  Genozid  und  die  Unterdrückung  des
palästinensischen Volkes aufgeklärt wird. Dabei dürfen wir uns nicht auf die
Unterstützung  der  Schulleitung  verlassen,  denn  ihre  Aufgabe  ist  es,  die
Interessen des Staates  an der  Schule  umzusetzen.  Die  Organisierung an
jeder Schule ist das Wichtigste. Aber wir müssen uns auch schulübergreifend
zusammentun,  um gemeinsam mit  Schulstreiks  und -besetzungen für  ein
Ende deutscher Genozidunterstützung einzutreten.

Ein Ende der Genozid-Unterstützung heißt:



Stopp  aller  Repressionen  gegen  den  palästinensischen  Widerstand  an
Schulen!
Stopp aller Unterstützung Israels, Stopp der Austauschfahrten mit Israel!
Neue  Ausarbeitung  der  Lehrpläne,  gemeinsam  von  Schüler:innen  und
palästinensischen Vertreter:innen!
Bildungstage  zu  Palästina,  organisiert  durch  den  palästinensischen
Widerstand!
Schulen müssen sich an die Seite des palästinensischen Widerstandes stellen
und  diesen  unterstützen,  z.B.  der  Bewegung  Schulräume  zur  Verfügung
stellen!
Schüler:innen müssen das Recht haben, zionistische Lehrkräfte zu kündigen!

Quellen:

( 1 )
https://www.kmk.org/aktuelles/artikelansicht/bildungsministerkonferenz-vera
bschiedet-erklaerung-zum-jahrestag-des-ueberfalls-auf-israel.html
( 2 )
https://www.demokratie-leben.de/dl/projektpraxis/magazin/der-nahostkonflikt
-im-unterricht-und-schulalltag-252124
(3) https://www.lehrplanplus.bayern.de/fachlehrplan/lernbereich/119140
( 4 )
https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/ag-berlin-tiergarten-246acs106224-ge
walt-schulhof-lehrer-palaestina-flagge
( 5 )
https://bildungsserver.berlin-brandenburg.de/fileadmin/bbb/unterricht/faeche
r/gesellschaftswissenschaften/ethik/Dossier_Der_Nahostkonflikt_in_Unterrich
t_und_Schule.pdf
( 6 )
https://www.gei.de/wissenstransfer/internationale-schulbucharbeit/deutsch-is
raelisch
(7) https://de.wikipedia.org/wiki/Deutsch-Israelische_Schulbuchkommission



Der 2. Bildungsweg: Eine echte
Chance  oder  Klassenerziehung
für Erwachsene?
Von Joseph M., November 2025

Der  “2.  Bildungsweg”  beschreibt  Schulformen  in  Deutschland,  in  denen
Erwachsene, die bereits aus der Schule raus sind, einen Hochschulabschluss
wie  z.B.  den  Hauptschulabschluss,  die  mittlere  Reife  oder  das  Abitur
nachholen können.

Das  können  sie  an  Kollegs,  an  Abendschulen  oder  Berufs-  und
Fachoberschulen  machen.

In  Deutschland  tun  das  jedes  Jahr  etliche  Menschen  und  dieser  Artikel
beschäftigt  sich  damit,  wie  für  Schüler:innen  die  Realität  des  2.
Bildungsweges aussieht, wie er sich in das kapitalistische Bildungssystem
einordnet  oder  auch  abgrenzt  und  wie  Widerstand  an  diesen  Schulen
aussehen könnte.

Schule im Kapitalismus

Wir wissen, dass das Schulsystem durch den Staat von der herrschenden
Klasse  kontrolliert  wird  und  den  Zweck  erfüllt,  die  Kapitalist:innen  mit
möglichst produktiven und braven Arbeiter:innen zu versorgen. Als ideeller
Gesamtkapitalist führt der Staates die Schule als Institution und überprüft,
dass die Kinder und Jugendlichen bestmöglich an die, sich im dauerhaften
Wandel  befindlichen,  Anforderungen  des  Produktionsprozesse  angepasst
werden. Die Schule dient dabei nicht dazu, uns zu demokratischen, kritisch
denkenden  und  kollektiv  handelnden  Menschen  zu  bilden,  sondern  den
Status Quo der heutigen Klassengesellschaft zu erhalten.

Fast  al le  von  uns  haben  eine  Schule  besucht  und  durften  die
heruntergekommenen Klassenräume, ekligen Schultoiletten und sexistische
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und rassistische Lehrkräfte kennenlernen, die auch noch das absolute Sagen
haben.

Wir als revolutionäre Jugendorganisation fordern deswegen schon lange eine
Bildung, die für alle zugänglich ist. Bei der die Schüler:innen den Unterricht
mitgestalten  können,  bei  der  wir  nicht  aufgrund  unserer  Herkunft  oder
danach,  wie  viel  Geld  unsere  Eltern  haben,  segregiert  werden  und,  mit
ungleichen Chancen, gegeneinander konkurrieren müssen. Und vor allem ein
Gesellschaftssystem, in dem diese Art der Schule möglich ist“

Doch wie sieht die kapitalistische Bildung im 2. Bildungsweg aus?

Der 2.  Bildungsweg ist  für alle Erwachsenen ab 18 verfügbar,  die einen
Abschluss wie z.B das Abitur, einen Hauptschul- oder Realschulabschluss,
eine  Berufsbildungsreife  (BBR)  oder  eine  erweiterte  Berufsbildungsreife
(EBBR) nachholen möchten.

Grundsätzlich  sind  die  Bildungsangebote  wie  z.B.  das  Kolleg,  die
Berufsoberschule oder das Abendgymnasium vom Staat gefördert und der
bloße  Besuch  somit  kostenlos.  Das  heißt  aber  nicht,  dass  die
Lebenshaltungskosten  für  Miete  und  Essen  auch  gedeckt  werden.
Schüler:innen sind so immer noch wirtschaftlich von ihren Eltern abhängig,
oder müssen sich ihr Geld irgendwie neben der Schule beschaffen. Man kann
zwar,  wenn  ein  Abschluss  in  Vollzeit  nachgeholt  wird,  auch  BAFÖG
beantragen,  doch  wir  wissen,  dass  BAFÖG  oft  nicht  ausreicht  und  an
unzumutbare  bürokratische  Hürden  gekoppelt  ist.  Wenn  man  einen
Schulabschluss nachholt, kann man dabei weniger oder gar nicht arbeiten.
Hier zeigt sich also wieder eine Ausgrenzung nach Klasse: Hat man weniger
Geld, wird es auch schwerer, nochmal zur Schule zu gehen.

Der Lerninhalt ist je nach Abschluss der gleiche, wie im 1. Bildungsweg. Er
bleibt  unflexibel  und  nicht  nach  den  Bedürfnissen  der  Schüler:innen
gerichtet.  Auch hier muss stupide auswendig gelernt und wiedergegeben
werden.

Unterdrückung und der Kampf dagegen



Im Vergleich zum 1.Bildungsweg sind die Schüler:innen jedoch erwachsen
und tendenziell schon etwas unabhängiger von ihren Eltern. Vielleicht haben
sie schon ein paar Jahre gearbeitet und sind wirtschaftlich eigenständiger,
oder  werden  zumindest  einmal  nicht  mehr  juristisch  bevormundet.  Hier
greift also die Thematik der Jugendunterdrückung weniger, wobei sie nicht
aufgehoben  ist.  Wie  beschrieben  führt  die  fehlende  Möglichkeit,  selber
regulär zu arbeiten, häufig zu finanzieller Abhängigkeit von den Eltern oder
dazu,  dass  man  mies  bezahlte  Minijobs  annehmen  muss  und  dadurch
überausgebeutet wird.

Rassistische Lehrkräfte und autoritäre Schulleiter:innen gibt es jedoch wohl
an jeder Schule und dagegen eine Gegenmacht aufzubauen, bleibt auch an
den  Schulen  des  2.  Bildungswegs  wichtig!  Dabei  kann  es  jedoch  eine
zusätzliche  Hürde  sein,  dass  Schüler:innen  freiwillig  und  ohne  bindende
Schulpflicht zu den Schulen des 2. Bildungswegs gehen. “Wenn es dir an der
Schule hier nicht gefällt, warum machst du das dann freiwillig?”, ist etwas,
was  Schüler:innen  schnell  zu  hören  bekommen.  Lasst  euch  von  solchen
Sprüchen nicht beirren! Es ist völlig normal und euer Recht, eine Schule
ohne Unterdrückung oder Misshandlung besuchen zu wollen! Auch hier gilt
es,  sich mit  den Mitschüler:innen zusammen zu tun,  Gruppen zu bilden,
Diskussionen zu führen und evtl. Aktionen zu planen, wie zum Beispiel eine
Kundgebung. Konkrete Tipps, wie ihr Gegenmacht an eurer Schule aufbauen
könnt,  von denen viele auch auf Schulen des 2.Bildungswegs anwendbar
sind, findet ihr in unserer Schularbeitsbroschüre.

Strukturelle Probleme bleiben bestehen

Während  es  ansich  etwas  Gutes  ist,  dass  Hochschulabschlüsse  auch  in
späteren  Lebensjahren  kostenlos  nachgeholt  werden  können,  drückt  die
Existenz des 2. Bildungsweges auch das Versagen des 1. Bildungswegs und
des Bildungssystems im Kapitalismus aus. Schüler:innen verlassen die Schule
früher,  weil  sie  aus  Geldnot  arbeiten  müssen  oder  sich  im  starren
Frontalunterricht  nicht  wohlfühlen.  Oder  weil  sie  Repressionen  von  der
Schulleitung  und  Diskriminierung  von  Lehrkräften  erfahren.  Weil  die
Bedürfnisse von Schüler:innen und eine freie Entfaltung ihres Lerntriebes
auf Basis ihrer eigenen Interessen in der kapitalistischen Verwertungslogik
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einfach keinen Platz finden.

Und  n ich t  nur  das .  Während  schon  genug  Jugend l i che  in
Hausaufgabenbergen  versinken  und  ihre  Schulen  verrotten,  gibt  die
Bundesrepublik lieber Milliarden für Aufrüstung und Krieg aus und schickt
ihre Schüler:innen in den Wehrdienst, als mehr Lehrkräfte bereitzustellen,
Schulen  zu  sanieren  und  gute  Bildung  zu  ermöglichen,  die  Jugendliche
wirklich fordert und mitnimmt, anstatt eine Qual zu sein, die man nicht früh
genug beenden kann.

Deswegen wehren wir uns als kommunistische Jugendorganisation gegen das
System,  das  dafür  sorgt,  dass  Schule  uns nur  zu hörigen Arbeiter:innen
erzieht.  Die  Forderungen  nach  gleichberechtigter  Bildung  und  nach
Mitbestimmung  in  der  Unterrichtsplanung  sind  nicht  im  Kapitalismus
umzusetzen.  Wir  sagen  daher:  Kampf  dem  Kapitalismus  und  seinem
Bildungssystem!

-Für kostenlose Bildung für alle immer und überall!

-Schluss mit der kapitalistischen Bildung – Für Lehrpläne gestaltet durch
Komitees  von  Lehrenden  und  Lernenden  sowie  Organen  der
Arbeiter:innenbewegung!

-Für 1100 Euro Taschengeld plus Warmmiete auf Staat sein Nacken, damit
wir alle unabhängig von unseren Eltern uns so lange bilden können, wie wir
selber es für nötig halten – Finanziert aus den Taschen der Superreichen und
Profiten der Großkonzerne!

-Hunderte Milliarden für Bildung und Soziales, kein Mensch und kein Cent
der Bundeswehr und der „Wehrhaftigkeit“ des Deutschen Imperialismus!


